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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Die Staatsschutzkrise, aber auch die Diskussionen um die Annäherung an die
Europäische Gemeinschaft verliehen dem Prozess der Totalrevision neuen Aufwind.
Zuerst reichten die grüne, darauf die sozialdemokratische Fraktion und zuletzt die
Freisinnige Nabholz (ZH) Motionen  bezüglich einer materiellen Totalrevision der
Bundesverfassung ein. Die Motionen der GP und der SP (90.440) verlangen eine
Revision in demokratischer, ökologischer, föderalistischer und sozialer Hinsicht und
fordern Massnahmen, welche die Entwicklungen in Europa und die daraus
abzuleitenden Konsequenzen für die Schweiz mitberücksichtigen; eine derartige
Totalrevision würde nach Ansicht beider Parteien einen wesentlichen Schritt zur
Überwindung der gegenwärtigen Staatskrise bedeuten. In der Motion Nabholz (90.503)
geht es weniger um sachpolitische Ziele als um eine Verbesserung der
Innovationsfähigkeit des politischen Systems, wozu insbesondere eine Parlaments- und
Regierungsreform im Sinne der Vorschläge der Motion Rhinow (fdp, BL) (Mo. 90.435)
gehören würde. Die Motion Nabholz sowie jene der SP-Fraktion sehen einen
Verfassungsrat zur Ausarbeitung des Revisionsentwurfs vor; hierzu müsste in die
bestehende Verfassung zuerst ein entsprechender Artikel eingefügt werden. 1

MOTION
DATUM: 23.03.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach der Ablehnung des EWR-Vertrages und den sich daraus ergebenden
Schwierigkeiten in bezug auf die politische Integration der Schweiz in ihr europäisches
Umfeld wurde der Ruf nach einer inneren Reform in der Gestalt einer Totalrevision der
Bundesverfassung wieder stärker. Die kleine Kammer überwies eine entsprechende
Motion von Josi Meier (cvp, LU), welche vom Bundesrat verlangt, eine Vorlage
auszuarbeiten, über welche das Parlament im Jubiläumsjahr abstimmen kann. In ihrer
Begründung machte sie klar, dass durch die politischen und wirtschaftlichen Umbrüche
in Europa und der Welt eine Revision nicht nur formeller, sondern auch materieller Art
notwendig sei. Die Schwierigkeit einer auch inhaltliche Ziele verfolgenden Revision
besteht laut den Staatsrechtlern Rhinow (fdp, BL) und Zimmerli (svp, BE) darin, den
politischen Willen zu dieser Totalrevision auszumachen sowie einen Konsens aller
politisch Verantwortlichen zu den Leitlinien der Revision zustandezubringen; Konflikte
um gewisse materielle Änderungen seien bereits vorprogrammiert. Neben dem
Haupttext sollten dem Parlament deshalb auch Varianten unterbreitet werden, in
welchen lediglich Reformen der politischen Institutionen vorgeschlagen werden. 2

MOTION
DATUM: 16.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Am 5. Dezember stellten die Büros beider Räte die vorbereitenden
Verfassungskommissionen zusammen. Sie werden von Ständerat Rhinow (fdp, BL) und
Nationalrat Deiss (cvp, FR) präsidiert. Eine Woche später nahmen die Kommissionen
ihre Arbeit auf. Die Beratungen sollen bis Ende 1997 abgeschlossen sein, damit die
Ratsplena die Vorlage im Jubiläumsjahr 1998 abschliessend behandeln können. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.1996
DIRK STROHMANN

Der Ständerat trat auf diese Vorschläge ebenfalls ein. Er lehnte aber den Beschluss des
Nationalrats ab, dass bei Varianten immer die alte Verfassungsbestimmung einer
Neuerung gegenübergestellt werden muss. Kommissionssprecher Rhinow (fdp, BL)
argumentierte damit, dass es sonst unmöglich wäre, dort wo Konsens über eine
Innovation besteht, das Volk mit einer Variantenabstimmung über das gewünschte
Ausmass dieser Innovation entscheiden zu lassen. Der Nationalrat übernahm diesen
Beschluss diskussionslos. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.12.1997
HANS HIRTER
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Im Ständerat war Eintreten auf die nachgeführte Verfassung unbestritten. Der
Kommissionssprecher Rhinow (fdp, BL) machte in seinem Eröffnungsvotum darauf
aufmerksam, dass es darum gehe, zum ersten Mal seit 150 Jahren die Verfassung
vollständig neu zu redigieren. Bei der Totalrevision von 1874 seien zwar wichtige
materielle Neuerungen eingeführt, der Aufbau des Textes und dessen Formulierung
aber aus der Fassung von 1848 weitgehend unverändert übernommen worden. In
seinem Votum zur Eintretensdebatte rief Bundesrat Koller noch einmal den
Parlamentsbeschluss von 1987 in Erinnerung, sich auf eine Nachführung der Verfassung
zu beschränken. Es gehe nicht darum, «den Staat neu zu erfinden», seine Fundamente
(liberaler Rechtsstaat, direkte Demokratie, Föderalismus und soziale Marktwirtschaft)
seien nach wie vor tragfähig. Allerdings gelte es, die Verfassung, welche seit 1874 nicht
weniger als 140 mal teilrevidiert worden sei, wieder in eine klare Struktur und eine
lesbare Sprache zu bringen. Die Anpassung an den heutigen Sprachgebrauch erwies
sich allerdings für die französisch- resp. italienischsprachige Version als nicht
unproblematisch. Während der deutsche Text bewusst geschlechtsneutral gehalten
war, sah man in den vorberatenden Kommissionen für die beiden anderen Sprachen
davon ab, da dies nach Aussage des Redaktionskommissionsmitglieds Cavadini (lp, NE)
mit den Gesetzen dieser Sprachen nicht vereinbar wäre oder zumindest zu als unschön
empfundenen Wendungen und Wortkonstruktionen führen würde. Die Kommissionen
schlugen vor, in diesen Sprachen mit einer Fussnote am Anfang darauf zu verweisen,
dass bei den männlichen Formulierungen die Frauen immer mitgemeint sind. Auf Druck
namentlich von französischsprachigen Parlamentarierinnen nahm die
französischsprachige Redaktionskommission dann im Laufe der Plenumsberatungen
entsprechende Änderungen vor und schuf mit Doppel- resp. Funktionsbezeichnungen
(z.B. présidence anstelle von le président), aber ohne Rückgriff auf Wortschöpfungen,
einen Text, der zur Zufriedenheit der Kritikerinnen ausfiel. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.01.1998
HANS HIRTER

Après la solution trouvée par les deux chambres pour mettre en œuvre l'initiative dite
"contre l'immigration de masse" acceptée par la population en 2014, les débats autour
du respect de la constitution ont été vifs dans la sphère politique. Selon certains, la
mise en œuvre de cette initiative ne respecterait pas l'âme du texte soumis au peuple
et inscrit dans la constitution, poussant les élus UDC à brandir des panneaux avec
l'inscription "Verfassungsbruch" ("violation de la constitution") lors de la session
parlementaire entérinant cette nouvelle loi. Cela peut s'expliquer par la marge de
manœuvre dont dispose le parlement en Suisse pour implémenter les textes provenant
d'initiatives populaires. Dans ce cas, l'initiative dite "d'immigration de masse" rentre en
collusion avec les accords bilatéraux – dont fait partie la libre circulation – signés avec
l'Union européenne et acceptés par la population suisse (accords bilatéraux I en 2000
et référendum sur les accords Schengen/Dublin en 2005). Ceci a poussé une majorité
des parlementaires à ménager les relations avec ce partenaire de première importance
qu'est l'Union européenne et de soutenir un projet plus mesuré que ce que proposait
initialement le texte déposé par l'UDC. 
Lors de l'implémentation des initiatives populaires, un strict respect de la constitution
n'est pas demandé et difficile à respecter, comme dans ce cas-ci du fait d'articles
constitutionnels se contredisant. De plus, la Suisse ne possède pas, à l'image de
l'Allemagne, de juridiction constitutionnelle au niveau fédéral et les décisions du
Tribunal fédéral quant au respect de la constitution ne sont pas contraignantes.
Certains, comme le juriste et ancien membre du Conseil des Etats René Rhinow et le
professeur de droit Georg Müller, proposent donc que ce genre de contradictions
soient clarifiées une fois pour toute devant le peuple et les cantons. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.10.2016
KAREL ZIEHLI

Nationale Identität

Ein parlamentarischer Vorstoss für die Ausarbeitung eines politischen Leitbildes für die
Schweiz in einem gewandelten europäischen Kontext wurde von Ständerat Rhinow (fdp,
BL) in Form eines Postulats eingereicht. Der von 30 Standesvertretern unterschriebene
Text fordert den Bundesrat auf, die Stellung der Schweiz in bezug auf ihre Position in
Europa und in der Welt neu zu definieren und einen breiten Dialog über die Identität
unseres Landes, über die tragenden und verbindenden, überlieferten und neuen Werte,
über Optionen und Ziele unseres Landes sowie die Wiederbelebung der gegenseitigen
Verständigung in Gesellschaft und Politik zu initiieren. 7

POSTULAT
DATUM: 23.01.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Rechtsordnung

Strafrecht

Die Verfolgung der auf internationalem Niveau tätigen Kriminellen (namentlich im
Bereich des organisierten Verbrechens und der Wirtschaftskriminalität) wird durch die
kantonale Organisation der Polizei- und Justizbehörden erschwert. Der Ständerat hiess
deshalb – trotz föderalistischer Bedenken Danioths (cvp, UR) – eine Motion Rhinow
(fdp, BL) für eine Vereinheitlichung der Strafprozessordnung in der Schweiz gut. Der
Bundesrat hatte sich ursprünglich für die Umwandlung in ein Postulat ausgesprochen,
nachdem aber eine Expertengruppe ebenfalls Handlungsbedarf konstatiert hatte, war er
mit der Motionsform einverstanden. Er nahm den Vorschlag zudem in den
Vernehmlassungsentwurf für die Totalrevision der Bundesverfassung auf. Auch der
Nationalrat stellte sich hinter den Vorstoss und überwies zudem noch eine
gleichlautende Motion Schweingruber (fdp, JU) (Mo. 94.3181). Dieselbe Zielrichtung
verfolgen auch die im Berichtsjahr eingereichten Standesinitiativen der Kantone Basel-
Stadt, Basel-Land, St. Gallen und Solothurn. 8

MOTION
DATUM: 10.04.1995
HANS HIRTER

Grundrechte

Am 10. Dezember wurde der 50. Jahrestag der Verabschiedung der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte durch die UNO gefeiert. Die Schweiz beging diesen
Anlass mit diversen Symposien, Leitartikeln in der Presse und Ansprachen – unter
anderem durch Bundespräsident Cotti und Ständeratspräsident Rhinow (fdp, BL) vor
der Vereinigten Bundesversammlung. Bei dieser Gelegenheit erschien auch eine CD-
ROM mit dem Titel «Isle of Right», welche primär einem jugendlichen Publikum auf
spielerische Weise die Geschichte und die Bedeutung der Menschenrechte
näherbringen will. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.1998
HANS HIRTER

Innere Sicherheit

Der Ständerat nahm im Oktober die Beratung der Vorlage auf und schloss sie in der
Dezembersession mit der Annahme der Gesetzesänderungen zur Verbesserung der
Effizienz und der Rechtsstaatlichkeit in der Strafverfolgung ab. Auf Antrag seiner
Kommission beschloss er ohne Gegenstimme Eintreten. In der Detailberatung
verschärfte er die Bedingungen, unter welchen die Bundesanwaltschaft bei Fällen von
organisiertem Verbrechen und schwerer Wirtschaftskriminalität ein Verfahren eröffnen
kann. Dies soll nicht generell bei landes- resp. kantonsüberschreitenden Delikten der
Fall sein, sondern nur dann, wenn die strafbaren Handlungen zu einem wesentlichen
Teil im Ausland begangen wurden resp. sich keinem Kanton schwerpunktmässig
zuordnen lassen. Als Neuerung gegenüber dem Regierungsprojekt kann die
Bundesgerichtsbarkeit auch dann begründet werden, wenn eine an sich zuständige
kantonale Behörde nicht über die Mittel verfügt, eine wirksame Strafverfolgung
durchzuführen. Ein von Rhinow (fdp, BL) und Schiesser (fdp, GL) eingebrachter Antrag,
die Strafverfolgung in diesen Fällen obligatorisch den Bundesbehörden zuzuweisen,
unterlag allerdings mit 25:11 Stimmen. In der Gesamtabstimmung hiess der Rat die
neuen Bestimmungen im Strafgesetzbuch über die zusätzlichen Bundeskompetenzen
bei einer Gegenstimme, diejenigen über die Organisation der Bundesrechtspflege
oppositionslos gut. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.12.1998
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte
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Bundesrat

Die wachsende Beanspruchung durch internationale Treffen auf Ministerebene diente
den beiden Freisinnigen Rhinow (fdp, BL) und Petitpierre (fdp, GE) als Hauptargument
für ihre im März eingereichten parlamentarischen Vorstösse für eine
Regierungsreform. Im Nationalrat wurde das Anliegen als Motion der freisinnigen
Fraktion eingebracht, im Ständerat als parlamentarische Initiative Rhinow. In Form
einer allgemeinen Anregung werden darin folgende drei Modelle in den Vordergrund
gestellt: entweder die Schaffung von Staatssekretären oder eine grössere Zahl von
Bundesräten mit einem verstärkten Präsidium oder eine Regierung, welche aus einem
kleinen Führungskollegium und zusätzlichen Ministern für bestimmte Fachbereiche
gebildet wird. Noch bevor der Bundesrat seine eigenen Reformvorschläge vorlegen
konnte (siehe unten), beschloss der Ständerat, dieser Initiative Folge zu geben und eine
Kommission mit der Uberprüfung der Vorschläge Rhinows zu beauftragen. Die
Volkskammer, in der auch eine Motion Kühne (cvp, SG) zur Erhöhung der Anzahl der
Mitglieder des Bundesrats hängig ist, befasste sich noch nicht mit dem Vorstoss. Mit
der Überweisung von zwei gleichlautenden Postulaten von Ständerat Gadient (svp, GR)
und der SVP-Fraktion beauftragte das Parlament zudem den Bundesrat, einen Bericht
über mögliche Reformen zur Verbesserung der Führungsstrukturen auf allen Ebenen
der Bundesverwaltung vorzulegen. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.1990
HANS HIRTER

Ein Entscheid über eine grundlegende Reform des Regierungssystems darf nach Ansicht
des Bundesrates jedoch erst gefällt werden, wenn Klarheit über die zukünftige Stellung
der Schweiz in den europäischen Institutionen herrscht. Nach der guten Aufnahme der
Vorstösse Petitpierre und Rhinow im Parlament und dem bescheidenen Echo, das sein
eigenes Paket mit Sofortmassnahmen ausgelöst hatte, gab der Bundesrat die
Einsetzung einer Expertenkommission unter der Leitung des Staatsrechtlers
Eichenberger bekannt. Diese soll das gesamte Regierungs- und Rechtssetzungssystem
unter Berücksichtigung der neuen politischen Herausforderungen analysieren, die
Landesregierung bei der Behandlung der parlamentarischen Vorstösse für eine
Regierungs- und Verwaltungsreform beraten und Vorschläge für eine Weiterführung
der organisatorischen Reformen machen. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.11.1990
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies die im Vorjahr von Petitpierre (fdp, GE) und Ständerat Rhinow
(fdp, BL) formulierte und von der freisinnigen Fraktion eingereichte Motion für eine
Regierungsreform. Gleichzeitig stimmte er einer Motion Kühne (cvp, SG) zu, welche
eine Erhöhung der Anzahl der Bundesratsmitglieder und eine Verstärkung der
Führungs- und Koordinationskompetenzen des Bundespräsidenten verlangt. Der
Bundesrat empfahl die Umwandlung in Postulate und sprach sich namentlich gegen
eine Heraufsetzung der Zahl der Bundesräte aus. Er zeigte sich weiterhin davon
überzeugt, dass im heutigen Zeitpunkt auf eine grundlegende Regierungsreform oder
auch nur auf die Vergrösserung des Bundesrates verzichtet werden kann. Insbesondere
mit der von ihm vorgeschlagenen Aufwertung der Generalsekretariate der
Departemente und dem Einsatz von Titularstaatssekretären für internationale
Verhandlungen würden die Voraussetzungen für eine effiziente Regierungstätigkeit
wesentlich verbessert. Mit diesen Argumenten vermochte er freilich nicht zu
überzeugen. Gegen die Überweisung in Motionsform sprach sich lediglich die SVP-
Fraktion aus, welche für eine Konzentration auf die Reform der departementalen
Führungs- und Organisationsstrukturen plädierte. 13

MOTION
DATUM: 12.11.1991
HANS HIRTER

Um zu unterstreichen, dass für ihn damit die Bemühungen um eine Regierungsreform
nicht abgeschlossen sind, entsprach der Ständerat anschliessend dem Wunsch des
Bundesrats nicht, zwei 1991 überwiesene Motionen der FDP-Fraktion und von Kühne
(cvp, SG) für eine Regierungsreform als erfüllt abzuschreiben. Gleichzeitig verlängerte
er die Frist für die Bearbeitung der überwiesenen parlamentarischen Initiative Rhinow
(fdp, BL), um gegebenenfalls die Reformarbeiten in eigener Regie weiterführen zu
können. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER
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Beim Vollzug von Bundesgesetzen und -beschlüssen durch die Kantone ergeben sich
nicht selten Probleme, weil diese darauf schlecht vorbereitet und zudem auch
überlastet sind. Der Ständerat gab einer parlamentarischen Initiative Rhinow(fdp, BL)
Folge, welche diesen Missstand beheben will. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.06.1997
HANS HIRTER

Mit dem neuen RVOG ist aber nach Ansicht des Parlaments die Regierungsreform
keineswegs abgeschlossen. Der Nationalrat überwies eine Motion seiner SPK, welche
vom Bundesrat bis spätestens 1998 Vorschläge für eine Reform des Regierungsorgans
auf Verfassungsebene verlangt. Er lehnte es damit ausdrücklich ab, diese Reform in
eine mehr Zeit beanspruchende Staatsleitungsreform, die sich auch mit dem Verhältnis
zwischen Exekutive und Legislative befassen würde, einzupacken. Ständerat Rhinow
(fdp, BL) hatte hingegen bereits zuvor eine von 34 Mitunterzeichnern unterstützte
parlamentarische Initiative [97.409] für eine an die Totalrevision der Verfassung
anzuhängende Regierungsreform eingereicht. Der Bundesrat nahm diesen Vorschlag
auf und gab im April bekannt, dass in diesem dritten Reformpaket (neben den
Volksrechten und der Justizreform) namentlich die Frage der Zahl der Bundesräte und
die Rolle des Präsidenten abgehandelt werden sollte. Mit der Ausarbeitung von
Vorschlägen beauftragte er eine vom emeritierten Staatsrechtsprofessor Kurt
Eichenberger beratene interdepartementale Arbeitsgruppe unter der Leitung des
Direktors des Bundesamtes für Justiz, Heinrich Koller. 16

MOTION
DATUM: 20.06.1997
HANS HIRTER

Der Ständerat beriet unter dem Sammeltitel Regierungsreform drei parlamentarische
Vorstösse: eine parlamentarische Initiative Rhinow (fdp, BL) und zwei im Vorjahr vom
Nationalrat überwiesene Motionen [97.3029/97.3188] der Staatspolitischen Kommission
resp. des Freisinnigen Bonny (BE). Die Initiative verlangte, die Reform der Staatsleitung
als zusätzliches Paket in die laufende Verfassungstotalrevision einzubauen. Dabei soll
nicht nur die Struktur der Regierung neu konzipiert werden, sondern auch deren
Beziehung zum Parlament. Die für die Ausarbeitung zuständige Parlamentskommission
hätte dieses Projekt in enger Zusammenarbeit mit dem Bundesrat und der von ihm 1997
eingesetzten Expertengruppe voranzutreiben. Die Motion der SPK des Nationalrates sah
hingegen vor, diese Arbeit nicht selbst zu leisten, sondern dem Bundesrat einen
entsprechenden Auftrag zu erteilen, mit der Auflage, die Vorschläge bis Ende 1998
vorzulegen. Die Motion Bonny schliesslich beschränkte sich auf die Forderung an den
Bundesrat, unverzüglich Vorschläge für eine Verbesserung der Stellung und der
Kompetenzen des Bundespräsidenten zu machen. Die SPK des Ständerats empfahl, der
Initiative Folge zu geben, allerdings nicht mit der Intention, die vom Bundesrat bereits
eingeleitete Arbeit zu konkurrenzieren, sondern sie kritisch zu begleiten. Bei der
Motion der SPK-NR beurteilte sie den vorgeschlagenen Termin als unrealistisch und
beantragte deshalb die Umwandlung in ein Postulat. Mit dem Wortlaut der Motion
Bonny erklärte sie sich einverstanden und empfahl deshalb deren Überweisung. Sie
distanzierte sich allerdings von Bonnys Begründung, dieses Vorhaben sei losgelöst von
der Staatsleitungsreform als Sofortmassnahme durchzuführen. Nachdem Bundeskanzler
Couchepin die weitgehende Übereinstimmung des Bundesrates mit den Argumenten
der Kommission erklärt hatte, folgte der Rat einstimmig den Anträgen seiner SPK. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.1998
HANS HIRTER

Parlamentsorganisation

Die Freisinnigen Rhinow (BL) und Petitpierre (GE) legten im März den beiden Kammern
zwei gleichlautende, in Form von allgemeinen Anregungen gehaltene parlamentarische
Initiativen für eine Fortsetzung der Parlamentsreform vor. Als konkrete Massnahmen
erwähnten sie darin namentlich die Beschleunigung des Rechtssetzungsverfahrens (z.B.
durch gemeinsame Vorberatung der Kommissionen beider Kammern), eine nach
Dringlichkeit gestaffelte Behandlung der Geschäfte und eine Verbesserung der
Arbeitsbedingungen der Abgeordneten, insbesondere durch die Zurverfügungstellung
von wissenschaftlichem und administrativem Hilfspersonal. Zusätzlich zu diesen eher
graduellen Veränderungen möchten die Initianten noch drei grundlegende Neuerungen
überprüft sehen: 1. Die Delegation von Entscheidungsbefugnissen an parlamentarische
Kommissionen bei zweitrangigen, nicht umstrittenen Geschäften, wobei im Plenum nur
noch die Schlussabstimmung durchgeführt würde; 2. die volle Entlöhnung für
diejenigen Parlamentsmitglieder, welche ihr Mandat im Vollamt ausüben wollen; 3. die
differenzierte Behandlung von gewissen Geschäften durch die beiden Ratskammern. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.09.1990
HANS HIRTER
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Nach der im Herbst 1990 erfolgten Überweisung der parlamentarischen Initiativen
Petitpierre (fdp, GE) und Rhinow (fdp, BL) für eine weitere Reform des Parlaments,
machten sich Kommissionen beider Räte unverzüglich an die Arbeit. Im Sinne einer
Arbeitsteilung befasste sich die Nationalratskommission mit der Parlamentsreform und
diejenige des Ständerates mit den ebenfalls im Vorjahr überwiesenen Vorstössen
Petitpierres und Rhinows für eine Regierungsreform.

Bereits im Mai konnte die Nationalratskommission ein erstes Paket von
Reformvorschlägen präsentieren. Dieses hat den Vorzug, rasch – d.h. ohne
Verfassungsänderungen – realisierbar zu sein und steht primär im Zeichen einer
Professionalisierung der Parlamentsarbeit. Die angestrebten Neuerungen betreffen
folgende fünf Bereiche: Permanenz und Kontinuität der parlamentarischen Tätigkeit,
Mitwirkung an der Aussenpolitik, Koordination beider Räte, Führung und Planung sowie
Arbeitsbedingungen der Parlamentarier. In einer zweiten, späteren Phase will sich die
Kommission namentlich mit der Delegation von Entscheidungskompetenzen in
Kommissionen, den Beziehungen des Parlaments zur Öffentlichkeit sowie Fragen,
welche sich möglicherweise aus einer grundlegenden Regierungsreform oder aus dem
europäischen Integrationsprozess ergeben, befassen.

Formal beantragte die Kommission eine Teilrevision des Geschäftsverkehrsgesetzes und
des Geschäftsreglements des Nationalrats, eine Teilrevision des
Entschädigungsgesetzes, die Schaffung eines neuen Bundesgesetzes über die
Infrastrukturkosten der Fraktionen und der Mitglieder der eidgenössischen Räte sowie
Bundesbeschlüsse zu den beiden letzterwähnten Gesetzen.

Damit das Parlament kontinuierlich arbeiten und die Sachkenntnisse seiner Mitglieder
besser nutzen kann, sollen ständige, regelmässig tagende Kommissionen geschaffen
werden, welche sämtliche Gebiete der Bundespolitik abdecken. Die nichtständigen
Kommissionen, welche bisher bei rund der Hälfte aller wichtigen
Gesetzgebungsarbeiten zum Zuge kamen, sollen nur noch ausnahmsweise gebildet
werden. Zur Unterstützung seiner Arbeit sollte das Parlament zudem auch
ausserparlamentarische Expertenkommissionen einsetzen können. Da sich mit der
wachsenden Bedeutung supranationaler Organisationen wie GATT oder EG die Grenzen
zwischen Innen- und Aussenpolitik immer mehr verwischen, soll der Einfluss des
Parlaments auf die Aussenpolitik vergrössert werden. Dabei möchte die Kommission die
verfassungsmässige Kompetenzordnung nicht antasten, sondern einen intensiven
Konsultationsprozess zwischen Parlament, Bundesrat und Verwaltung etablieren. Die
Planung und Koordination der Tätigkeiten der beiden Kammern soll vor allem durch
eine Aufwertung der 1984 geschaffenen Koordinationskonferenz verbessert werden;
zudem soll der Nationalrat seine beiden Führungsorgane, das Büro und die
Fraktionspräsidentenkonferenz zusammenlegen. Das Differenzbereinigungsverfahren
zwischen den beiden Ratskammern soll verkürzt werden, indem bereits nach zwei statt
nach drei Verhandlungsrunden eine Einigungskonferenz in Funktion tritt.

Da die Zeitnot der Ratsmitglieder ein wesentliches Hemmnis für die effiziente
Bewältigung der immer anspruchsvoller werdenden parlamentarischen Arbeit darstellt,
beantragte die Kommission eine massive Erhöhung der Entschädigungen. Die
vorgeschlagene Erhöhung des Grundbeitrags von 12'000 auf 80'000 Fr. und der
Sitzungsgelder von 300 auf 400 Fr. pro Tag (zusammen ca. 120'000 Fr./Jahr), Beiträge
an die Altersvorsorge und die Bezahlung einer Überbrückungshilfe beim Ausscheiden
aus dem Parlament würden es den Abgeordneten erlauben, sich voll auf ihr politisches
Mandat zu konzentrieren. Damit würden in der Schweiz ähnliche Verhältnisse
geschaffen wie in anderen Staaten, indem für die Parlamentarier die Ausübung einer
zusätzlichen Erwerbsarbeit nicht mehr notwendig, aber auch nicht verboten ist.

Die Kommission möchte ebenfalls die zur Verfügung gestellte Infrastruktur den
Verhältnissen, wie sie in anderen europäischen Ländern herrschen, anpassen. Neben
einem Ausbau der allgemeinen Parlamentsdienste – insbesondere die Einrichtung eines
eigenen Übersetzungsdienstes – schlug sie vor, jedem Ratsmitglied einen eigenen
Arbeitsplatz sowie einen Kredit von jährlich 60'000 Fr. zur Einstellung von persönlichen
Mitarbeitern zur Verfügung zu stellen und den bereits bisher gewährten
Infrastrukturbeitrag von 18'000 auf 24'000 zu steigern. Bei einer Realisierung all dieser
Vorschläge würden die Kosten für das Parlament (inkl. Parlamentsdienste) von
gegenwärtig rund 30 auf 74 Mio Fr. pro Jahr steigen. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.05.1991
HANS HIRTER
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Organisation der Bundesrechtspflege

In der Differenzbereinigung hielt der Ständerat auf Antrag seiner Kommission mit einer
klareren Mehrheit (26:11) als in der Erstberatung an der Einführung einer beschränkten
Verfassungsgerichtsbarkeit fest. Kommissionssprecher Rhinow (fdp, BL) wies darauf
hin, dass die Verletzung von Grundrechten durch Bundesgesetze (Ausnahme
Wirtschaftsfreiheit und Eigentumsgarantie, welche in der Europäischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) nicht enthalten sind) bereits heute bei den
Instanzen der EMRK in Strassburg eingeklagt werden können. Bei den
Zugangsbeschränkungen hielt die kleine Kammer ebenfalls an ihrem Entscheid fest. Die
Nationalratskommission beschloss, dem Plenum, das sich im Berichtsjahr nicht mehr
mit dem Geschäft befasste, Festhalten an der Streichung der
Verfassungsgerichtsbarkeit zu beantragen. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.1998
HANS HIRTER

Volksrechte

Die 1989 durchgeführte Vernehmlassung über eine Totalrevision des Gesetzes über die
politischen Rechte hatte ein breite Zustimmung zur Einführung der brieflichen
Stimmabgabe ergeben. Auch das Parlament wünscht offenbar diese Neuerung: Der
Nationalrat, der bereits 1988 einer entsprechenden Motion Segmüller (cvp, SG)
zugestimmt hatte, überwies nun auch eine von der kleinen Kammer 1988 gutgeheissene
Motion Rhinow (fdp, BL). Die angesprochene Totalrevision selbst wurde vom Bundesrat
zurückgestellt, da er zuerst abwarten will, welche tiefgreifenden Anderungen des
politischen Systems der Abschluss eines EWR-Vertrags erforderlich machen könnte. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1990
HANS HIRTER

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Ausgehend von der Feststellung, dass sich beim Vollzug von Bundesgesetzen und
-beschlüssen durch die Kantone nicht selten Probleme ergeben, weil diese darauf
schlecht vorbereitet und zudem auch überlastet sind, reichte Ständerat Rhinow (fdp,
BL) eine parlamentarische Initiative zur Verbesserung dieses Zustands ein. Er regte
darin unter anderem an, dass der Bundesrat in seinen Botschaften sich mit diesen
Fragen speziell auseinandersetzt, und dabei namentlich darlegt, ob und wie er die
Vollzugstauglichkeit von Beschlüssen mit den Kantonen abgeklärt hat. Zudem sollen die
parlamentarischen Kommissionen durch das Geschäftsverkehrsgesetz ausdrücklich
legitimiert werden, Kantonsvertreter zur Abklärung dieser Fragen einzuladen. Auf Antrag
seiner Staatspolitischen Kommission gab der Rat dieser Initiative Folge. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.11.1997
HANS HIRTER

Die Staatspolitische Kommission des Ständerats legte in Ausführung einer
parlamentarischen Initiative Rhinow (fdp, BL), welcher der Rat 1997 Folge gegeben
hatte, ihre konkreten Vorschläge für eine Verbesserung des Vollzugs der
Bundespolitik durch die Kantone vor. Sie beantragte, in das Geschäftsverkehrsgesetz
die Bestimmung aufzunehmen, dass der Bundesrat in seinen Botschaften zum
geplanten Vollzug Stellung nimmt und auch darlegt, wie er die mit dem Vollzug primär
betrauten Kantone und Gemeinden im Vorverfahren berücksichtigt hat und welche
Kosten diesen aus den Massnahmen entstehen. Beim Erlass von Verordnungen für
Politiken, welche in erheblichem Ausmass ausserhalb der Bundesverwaltung vollzogen
werden, sollen die zuständigen Parlamentskommissionen auf ihr Verlangen hin
konsultiert werden. Der Bundesrat erklärte sich mit den Forderungen in Bezug auf die
Botschaften einverstanden, lehnte hingegen ein Mitspracherecht der
Parlamentskommissionen bei der Ausarbeitung von Verordnungen als
Kompetenzvermischung ab. Dieses würde nicht nur den Handlungsspielraum der
Regierung in unakzeptabler Weise einschränken, sondern auch zu zeitlichen
Verzögerungen führen. Trotz diesen Bedenken hiessen beide Ratskammern die
Kommissionsvorschläge oppositionslos gut. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.12.1999
HANS HIRTER
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Wahlen

Eidgenössische Wahlen

46 amtierende Nationalräte und 17 Ständeräte sind auf Legislaturende aus ihrem Rat
ausgetreten. Unter den 46 zurücktretenden Nationalräten versuchten sechs den
Übertritt in den Ständerat: Comby (fdp, VS), Dettling (fdp, VS), Epiney (cvp, VS), Gros (lp,
GE), Hafner (sp, SH) und Schmid (svp, BE). Bei den Bundesratsparteien hatten die SP
und die FDP je neun, die CVP zwölf und die SVP fünf Rücktritte zu verzeichnen. Bei den
kleineren Parteien verzichteten insgesamt fünf Personen auf eine Wiederwahl: ein
Grüner, zwei FP-Politiker, ein LdU-Mitglied und ein Schweizer Demokrat. Aus dem
Ständerat traten sechs FDP-Politiker, sieben der CVP, drei der SVP und einer der SP
zurück. Die Rücktrittsquote im Nationalrat blieb im Vergleich zu den Wahlen 1995
unverändert auf 24%. Im Ständerat betrug sie 37%. Bei den Frauen fiel die
Rücktrittsquote etwas geringer aus. Von den 45 amtierenden Nationalrätinnen
demissionierten deren acht (18%), den Ständerat verliess Rosemarie Simmen (sp, SO) als
einzige von sieben Amtsinhaberinnen. Zahlreiche prominente Politiker hatten ihren
Rücktritt eingereicht; darunter Bonny (fdp, BE), Carobbio (sp, TI), Iten (fvp, ZG),
Mühlemann (fdp, TG), Onken (sp, TG), Rhinow (fdp, BL), Stamm (cvp, LU), FDP-
Vizepräsident Tschopp (GE), Uhlmann (svp, TG) und Zimmerli (svp, BE). 24

WAHLEN
DATUM: 24.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Le Conseil national a rejeté par 102 voix contre 53 une initiative parlementaire du
groupe socialiste qui chargeait le Conseil fédéral de déposer une demande d'adhésion
de la Suisse à l'ONU. La chambre basse s'est ainsi ralliée à la majorité de sa commission
de politique extérieure, qui, bien que favorable à une telle démarche, a estimé qu'il
était inopportun de donner suite à cette proposition au moment où le parlement allait
se prononcer sur la création d'un contingent de casques bleus. Selon elle, cela
risquerait, en cas de référendum, de créer une certaine confusion dans l'opinion
publique. De plus, durant les prochaines années, les négociations du GATT et le
processus d'intégration européenne devaient rester prioritaires aux yeux de la majorité
bourgeoise. Auparavant, les socialistes avaient insisté sur le fait que les autorités
politiques ne pouvaient pas continuellement repousser le débat sur l'adhésion à l'ONU
et que, d'autre part, le contexte international ainsi que la position des citoyens sur
cette question avaient considérablement évolué depuis 1986. Lors de la session de
septembre, le conseiller aux Etats R. Rhinow (prd, BL) a déposé une motion (93.3413),
cosignée par 26 sénateurs, qui demande au Conseil fédéral de présenter aux Chambres
un projet d'adhésion de la Suisse à l'ONU. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.06.1993
ANDRÉ MACH

Conformément à la volonté de son auteur, la motion Rhinow (prd, BL) - déposée en
septembre 1993 et qui charge le gouvernement de présenter aux Chambres un projet
d'adhésion de la Suisse à l'Organisation des Nations Unies - a été transmise comme
postulat par le Conseil des Etats. Lors du court débat relatif à cet objet, Flavio Cotti a
estimé qu'il était irréaliste de soumettre rapidement au peuple et aux cantons
l'adhésion de la Confédération à l'ONU. 26

MOTION
DATUM: 13.03.1995
LIONEL EPERON

Landesverteidigung
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Militärorganisation

Un débat identique à celui concernant l'initiative contre le nouvel avion de combat s'est
déroulé autour de la clause de rétroactivité contenue dans le texte sur les places
d'armes. C'est ainsi que la majorité de la commission du Conseil des Etats, emmenée
par Oswald Ziegler (pdc, UR) avait proposé de déclarer irrecevable cette initiative.
Cependant, dissuadée par les juristes consultés, elle s'est ensuite attaquée à l'unité de
matière. Considérant que cette exigence n'était pas respectée, elle a proposé de la
déclarer nulle. Dans la presse et au sein des milieux politiques et juridiques, cette
décision a été largement contestée et considérée comme un acharnement inutile et
politiquement préjudiciable, ainsi que comme un changement brusque et absurde de la
pratique en matière de droits populaires. De fait, la chambre a préféré suivre la
minorité, dirigée par Otto Schoch (prd, AR) et soutenue par Kaspar Villiger, qui, si elle
rejetait l'initiative sur le fond, entendait la soumettre malgré tout à votation
populaire.
Le Conseil des Etats a encore débattu d'une proposition Rhinow (prd, BL) de contre-
projet prévoyant que la Confédération et les cantons exploitent 40 places d'armes au
maximum, celles-ci étant soumises aux seules législations fédérales sur l'aménagement
du territoire et l'environnement. Ce texte édulcorait donc quelque peu l'initiative et lui
retirait sa clause rétroactive. Il fut pourtant rejeté, la Chambre l'ayant estimé inutile et
ayant considéré qu'il ne fallait pas fixer dans la constitution une telle norme qui relève
du détail. 27

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.08.1992
SERGE TERRIBILINI

Zivildienst und Dienstverweigerung

Auparavant, le Conseil des Etats avait transmis comme postulat la motion Rhinow (prd,
BL) demandant au gouvernement de proposer un article constitutionnel instaurant un
service à la communauté se divisant en un service armé et en un service civil, le
principe du libre choix entre ces deux options étant garanti. 28

MOTION
DATUM: 27.11.1991
SERGE TERRIBILINI

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

An diesem Hilfsfonds beteiligte sich – neben Banken, Industrie und Versicherungen –
auch die Nationalbank mit einer Einlage von 100 Mio Fr. Der Betrag basiert auf der
Annahme, dass die Nationalbank während des Zweiten Weltkriegs mit ihren
Goldgeschäften einen Gewinn von rund 20 Mio Fr. erzielt hat; gemessen an der
seitherigen Entwicklung des Goldpreises entspricht dies rund 100 Mio Fr. Die Leitung
der SNB betonte, dass dieser freiwillige Beitrag Ausdruck des Mitgefühls mit den
Opfern des Holocaust sei. Er dürfe aber keinesfalls als Schuldanerkennung gewertet
werden. Der Bundesrat hatte im Einvernehmen mit der Nationalbankleitung
beschlossen, diese Zahlung vom Parlament in einem besonderen Bundesbeschluss
absegnen zu lassen. Der Nationalrat stellte sich jedoch auf den Standpunkt, dass der
vom Bundesrat gewünschte Beschluss nicht in seine Kompetenz falle. Die Nationalbank
solle selbst über die Massnahmen entscheiden, welche sie für die Wiederherstellung
ihres guten Rufs erforderlich findet. Kommissionssprecher Suter (fdp, BE) gab zudem
zu bedenken, dass ein derartiger dem Referendum unterstellter Beschluss zu
unerwünschten Verzögerungen bei der Auszahlung der Gelder an betagte und
hilfsbedürftige Holocaust–Überlebende führen könnte. Obwohl die Rechtsprofessoren
Zimmerli (svp, BE) und Rhinow (fdp, BL) die Ansicht des Bundesrates verteidigten, dass
es für diese Zahlung einer besonderen Rechtsgrundlage bedürfe, schloss sich der
Ständerat dem Nichteintretensbeschluss der grossen Kammer an. Nachdem am 30.
Oktober der Bankrat der SNB die Einlage bewilligt hatte, konnte der Vorsitzende des
Fonds, Rolf Bloch, bekanntgeben, dass dieser mit Zinsen auf CHF 272 Mio. angewachsen
war. Die drei Grossbanken hatten gleich wie die Nationalbank CHF 100 Mio. gespendet,
die übrigen Banken 20 Mio und die Industrie und die Versicherungen je CHF 25 Mio. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.06.1997
HANS HIRTER
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Am 8. Dezember gaben die beiden Grossbanken Schweizerischer Bankverein (SBV) und
Schweizerische Bankgesellschaft (SBG) ihre Fusion zur United Bank of Switzerland (UBS)
bekannt. Damit entstand das weltweit in bezug auf Eigenkapital grösste und in bezug auf
Bilanzsumme zweitgrösste Finanzinstitut. Dieser Zusammenschluss wird 1998 noch von
den Aktionärsversammlungen abgesegnet werden müssen und bedarf auch der
Genehmigung durch die Wettbewerbsbehörden sowohl der Schweiz als auch der
übrigen Hauptaktivitätsregionen der beiden Banken (EU und USA). Da diese Fusion die
bereits vorher bei beiden Banken eingeleiteten Umstrukturierungen noch akzentuieren
wird, wurde auch ein massiver Stellenabbau angekündigt. Nach den Plänen der
Fusionspartner soll er – bei einer Beschäftigtenzahl von 58'000 (davon 38'000 in der
Schweiz) – rund 13'000 (davon 7'000 in der Schweiz) betragen.

Die Reaktionen in der Öffentlichkeit waren denn auch zwiespältig. Einerseits wurden
die Fusion und auch die Umstrukturierungen als richtige Schritte für die Erhaltung der
Konkurrenzfähigkeit im globalisierten Finanzmarkt anerkannt, andererseits
protestierten nicht nur die Gewerkschaften und die Linke gegen den geplanten
Stellenabbau. Von der SP und dem SGB in mehreren Städten organisierte
Protestkundgebungen vermochten allerdings insgesamt nur rund 1'000 Personen zu
mobilisieren. Die SP meldete sich in der Dezembersession des Nationalrats während
der Fragestunde mit neun Interventionen zu den sozialen Folgekosten der Entlassungen
und zu den befürchteten Steuerausfällen zu Wort. Bundesrat Delamuraz appellierte an
die soziale Verantwortung der beiden Banken und gab im weiteren zu bedenken, dass
rechtliche Vorbehalte nur unter wettbewerbsrechtlichen, nicht aber wirtschafts- oder
sozialpolitischen Aspekten zulässig seien. In Basel–Stadt, wo der Bankverein bisher
seinen Hauptsitz hatte, zeigte man sich besonders besorgt um die Steuerausfälle, die
durch die Wahl Zürichs als alleinigen Hauptsitz für die neue UBS entstehen würden.
Sowohl die Regierung von Basel–Stadt als auch Ständerat Rhinow (fdp, BL) – mit einer
parlamentarischen Initiative – forderten die Abschaffung der rechtlichen Bestimmung,
dass eine Aktiengesellschaft nur einen Hauptsitz haben kann. Mit dieser Revision
könnte der Vorschlag der UBS realisiert werden, ihren Hauptsitz sowohl in Basel als
auch in Zürich zu haben. 30

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.12.1997
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Nach Ablehnung der «Stadt-Land-Initiative» im Dezember 1988 war man sich allgemein
im klaren, dass andere Massnahmen zur Lösung der zunehmend akuter werdenden
Bodenproblematik notwendig sind. Die am Tage nach der Abstimmung eingereichten
Motionen der Ständeräte Rhinow (fdp, BL)  (88.823) und Schmid (cvp, AI), welche
verschiedene Massnahmen zur Bekämpfung der Baulandhortung vorschlugen, wurden
von beiden Kammern. in den wesentlichsten Punkten überwiesen. Die parlamentarische
Initiative Leuenberger (89.221) (sp, ZH), welche zur Verhinderung der kurzfristigen
Spekulation und der weitergehenden Bodenpreissteigerung mittels eines Dringlichen
Bundesbeschlusses die Einführung einer Preiskontrolle für nichtlandwirtschaftlichen
Boden verlangte, wurde vom Nationalrat als zu radikale und nicht systemkonforme
Massnahme abgelehnt. Die vorberatende Kommission hatte dazu im Sinne eines
Gegenvorschlags eine eigene Initiative ausgearbeitet, welche die Einführung einer
Sperrfrist von fünf Jahren für den Wiederverkauf von nichtlandwirtschaftlichen
Grundstücken vorsah. Nachdem der Bundesrat schon bei der als Postulat überwiesenen
Motion (88.822) Scheidegger (fdp, SO) eine zeitlich befristete Sperrfrist als taugliche
Massnahme bezeichnet hatte, beschloss die grosse Kammer zwar Eintreten auf die
Kommissionsinitiative, aber auch deren Rückweisung, damit die Exekutive die
vorhandenen und zum Teil überwiesenen sowie die eigenen Vorschläge in einer
gemeinsamen Vorlage unterbreiten konnte. 31

ANDERES
DATUM: 26.09.1989
CHRISTIAN MOSER
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Bodenrecht

War mit den dringlichen Bundesbeschlüssen eine Handhabe gegen die
Bodenspekulation geschaffen worden, so schienen sie gegenüber der sich
verschärfenden Wohnungsnot zumindest keine grössere Abhilfe zu schaffen. Bereits in
der Frühjahrssession hatten die Freisinnigen daher im Nationalrat eine Motion
eingereicht, in welcher eine Begleituntersuchung zu den Sofortmassnahmen gegen die
Bodenspekulation gefordert wurde, um Nutzen oder Nachteile dieser Beschlüsse zu
klären, und welche vom Rat in der Form des Postulats überwiesen worden war. Ein
entsprechendes Postulat (89.719), welches von Rhinow (fdp, BL) im Ständerat
eingereicht worden war, wurde ebenfalls überwiesen. 
. 32

MOTION
DATUM: 22.03.1990
DIRK STROHMANN

Umweltschutz

Naturschutz

Die Idee, dass der Verzicht auf die wirtschaftliche Nutzung oder gar Übernutzung
schützenswerter Landschaften nicht nur durch staatliche Verbote, sondern auch
durch Vereinbarungen und finanzielle Anreize gefördert werden sollte, gewinnt immer
mehr Anhänger. Im Hinblick auf die Revision des Gewässerschutzgesetzes (GSchG) regte
Ständerat Rhinow (BL) an, die gesetzliche Grundlage für Ausgleichsbeiträge des Bundes
zur Erhaltung schützenswerter Landschaften von nationaler oder überregionaler
Bedeutung ins GSchG einzubauen. In einem offenen Brief an den Ständerat verlangten
auch die Umweltorganisationen die Einführung eines Landschaftsrappens. Nach ihrem
Vorschlag soll mit einer Solidaritätsabgabe von höchstens einem Rappen pro
Kilowattstunde auf Hydroelektrizität ein eidgenössischer Fonds gespiesen werden, aus
dem Gemeinden entschädigt werden, die aufeinen weiteren Ausbau der
Wasserkraftnutzung verzichten. Im Ständerat wurde ein Landschaftsrappen
grundsätzlich begrüsst. Weil sich der Rat aber noch nicht im klaren war über den
Geltungsbereich und die Auswirkungen einer solchen Bestimmung, zog er es vor, einen
von Bundesrat Cotti in Aussicht gestellten umfassenden Bericht zu dieser Frage
abzuwarten. 33

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.11.1988
KATRIN HOLENSTEIN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Mit dem Inkrafttreten des Preisüberwachungsgesetzes erhielt der Preisüberwacher im
Bereich der Medikamente mehr Kompetenzen. Neu kann er auch die kassenpflichtigen
Medikamente der sogenannten Spezialitätenliste unter die Lupe nehmen. Dies störte
die beiden Basler Ständeräte Miville (sp, BS) und Rhinow (fdp, BL), welche in einer
gemeinsam unterzeichneten Interpellation den Bundesrat baten, den
Forschungsstandort Schweiz nicht durch übertriebene staatliche Kontrollmechanismen
zu gefährden. In seiner Antwort anerkannte Bundespräsident Cotti durchaus die
Verdienste der Basler Pharma-Industrie, wies aber darauf hin, dass bei der Bekämpfung
der Kostenexpansion im Gesundheitswesen alle Beteiligten ihren Beitrag zu leisten
hätten. 34

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 23.01.1991
MARIANNE BENTELI
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Soziale Gruppen

Familienpolitik

Die kleine Kammer beharrte gegen den Willen von Bundesrat und Nationalrat bei den
Bestimmungen über die Eheschliessung darauf, das bis anhin geltende Verbot der
kirchlichen Trauung vor der zivilrechtlichen aus dem geltenden Recht zu kippen. Mit
20 zu 16 Stimmen setzte sich das von Rhinow (fdp, BL) und Schmid (cvp, AI) ins Feld
geführte Argument durch, dass diese Bestimmung ein Relikt aus dem Kulturkampf sei
und zudem Anwendungsprobleme in der Praxis stelle. Danioth (cvp, UR) und Koller
plädierten vergeblich dafür, aus Gründen des Sozial- und Rechtsschutzes und
angesichts der starken Unterstützung in der Vernehmlassung am Primat der Ziviltrauung
festzuhalten. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.03.1998
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Obgleich die fundierte Analyse der Abstimmung vom 6. Dezember 1992 zeigte, dass der
Beitritt zum EWR nicht nur am Graben zwischen Deutsch und Welsch, sondern auch am
Gegensatz Stadt-Land gescheitert war, blieben die möglichen Spannungen zwischen
den Sprachgemeinschaften und deren Überwindung ein vieldiskutiertes Thema. Im
Berichtsjahr behandelte das Parlament eine ganze Reihe von Vorstössen, welche
unmittelbar nach der EWR-Abstimmung eingereicht worden waren. 

Die kleine Kammer überwies einstimmig eine von 41 Ständerätinnen und Ständeräten
mitunterzeichnete Motion Rhinow (fdp, BL), welche den Bundesrat beauftragt,
Massnahmen zu treffen sowie allfällige Änderungen auf dem Wege der Rechtssetzung
vorzulegen, um die Verständigung zwischen den Sprachgemeinschaften, namentlich
zwischen der Deutschschweiz und der Romandie, im Interesse des nationalen
Zusammenhalts nachhaltig zu fördern. Mit dem Hinweis, dass er vor Annahme des
revidierten Sprachen- und des neuen Kulturförderungsartikels keine
verfassungsmässige Grundlage für ein weitergehendes Handeln auf Bundesebene sehe,
hatte die Landesregierung Umwandlung in ein Postulat beantragt. 36

MOTION
DATUM: 27.04.1993
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

In der FDP fanden erneut Grundsatzdiskussionen zu einer liberalen Politik statt,
nachdem letztmals 1981 mit den sogenannten «Rigi-Thesen» neu überarbeitete liberale
Grundsätze ins Parteiprogramm aufgenommen worden waren. Eine Liberalismustagung
diente als Vorbereitung zu einem neuen Thesenpapier; dabei kamen im Vergleich zu
früher vermehrt Fragen des Umweltschutzes, aber auch solche der Drogen- und
Asylproblematik, des Wohnungsmarktes oder der AHV-Sicherung zur Sprache. Diese
Grundsatzdiskussionen mündeten in einen Thesenentwurf einer von Ständerat Rhinow
(BL) präsidierten Arbeitsgruppe, welcher am Parteitag in Vevey als «Liberales Manifest»
gutgeheissen wurde. 37

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.06.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die freisinnig-demokratische Partei verfolgte im Berichtsjahr weiterhin eine Strategie
der Personalisierung ihrer Parteipolitik, was laut dem Generalsekretär Christian Kauter
die einzige Chance zur Überwindung der Vertrauenskrise in der Wählerschaft seit der
Kopp-Affäre darstellt. An den Parteitagen profilierten sich neben Parteipräsident
Steinegger (UR) sowie Fraktionschef Pascal Couchepin (VS) auch Gilles Petitpierre (GE),
René Rhinow (BL) und die Zürcherinnen Vreni Spoerry und Lili Nabholz. 38

PARTEICHRONIK
DATUM: 28.04.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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S. 65
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